
zember 1959 beschlossenen Musterstatuts hervorgeho­
bene Anerkennung der führenden Rolle der Soziali­
stischen Einheitspartei Deutschlands, des marxistisch- 
leninistischen Vortrupps der deutschen Arbeiterklasse.

Dem neuen politisch-wirtschaftlichen Charakter der 
sozialistischen Konsumgenossenschaften und den von 
diesen als Massenorganisation zü lösenden Aufgaben 
tragen verschiedene von der Regierung und dem Ver­
band Deutscher- Konsumgenossenschäften (VDK) ge­
troffene Maßnahmen Rechnung. So findet dieser Cha­
rakter bereits Ausdruck in dem Gesetz über das Ver­
tragssystem in der sozialistischen Wirtschaft vom 
11. Dezember 1957 (GBl. I S. 627). Die in diesem Ge­
setz festgelegten Grundsätze zur planmäßigen Leitung 
der sozialistischen Betriebe und zur Festigung der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung kommen nach § 2 
Abs. 1 Ziff. 1 auch für die sozialistischen Genossen­
schaften zur Anwendung. Weiter legt der Vorstand 
des VDK in einem Beschluß über die Aufgaben der 
Konsumgenossenschaften, der mit dem Beschluß des 
Präsidiums des Ministerrats über die Unterstützung 
der Konsumgenossenschaften vom 2. Januar 1959 be­
stätigt und bekanntgemacht worden ist (GBl. I S. 3 bis 
5), Maßnahmen über deren handelspolitische Ziele und 
über die Qualifizierung der Kader fest. Der Beschluß 
des Präsidiums verpflichtet alle Organe der staatlichen 
Verwaltung, die Konsumgenossenschaften bei der 
Durchführung ihrer Beschlüsse zu untersützen. Weiter 
werden die örtlichen Räte verpflichtet, die Perspektiv­
entwicklung der Konsumgenossenschaften nach gründ­
licher Beratung mit den leitenden Organen der ört­
lichen genossenschaftlichen Organisationen in den Kreis- 
und Dorfplänen festzulegen.

' Im besonderen Maße zeigen die unter Abschnitt III 
dieses Beschlusses festgelegten Maßnahmen zur bes­
seren Einbeziehung der Mitglieder und Mitarbeiter in 
die Leitung und Organisation der sozialistischen Ge­
nossenschaften ihren neuen politischen Charakter. Da­
nach sollen diese wirksam zur Lösung der ökonomi­
schen Hauptaufgabe bis zum Jahre 1961 beitragen und 
bei der Entwicklung eines hohen Niveaus des soziali­
stischen Handels zur ständigen besseren Versorgung 
der Bevölkerung, vor allem der Landbevölkerung, bis 
zum Jahre 1965 helfen.

Entsprechend diesen Zielen sind die Konsumgenos­
senschaften als wichtiger Bestandteil des sozialistischen 
Handels im Gesetz über den Sieben jahrplan der Deut­
schen Demokratischen Republik bei der Lösung der 
Aufgaben zur Entwicklung der Lebensbedingungen der 
Bevölkerung einbezogen. Ihnen sind spezielle Pflichten 
auferlegt und entsprechende Funktionen übertragen 
worden.

Die ökonomischen Funktionen der sozialistischen 
Konsumgenossenschaften in der Deutschen Demokra­
tischen Republik sind also grundlegend andere als die 
der Genossenschaften in der kapitalistischen Gesell­
schaft. Sie sind auf die Durchsetzung der Wirtschafts­
politik der Partei der Arbeiterklasse und der Regie­
rung unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates, besonders 
auf die maximale Befriedigung der ständig wachsen­
den Bedürfnisse der Werktätigen gerichtet. Die frü­
heren Genossenschaften dagegen waren jedenfalls öko­
nomisch in die bestehenden kapitalistischen Verhält­
nisse eingefügt; ihre Aufgabenstellung blieb im we­
sentlichen auf Maßnahmen zur Förderung ihrer Mit­
glieder beschränkt.

Die dargelegten Tatsachen zeigen, daß das Genossen­
schaftsgesetz für die Klärung aller sich aus den sozia­
listischen Konsumgenossenschaften ergebenden Rechts­
verhältnisse nicht mehr geeignet ist.

Der 2. Zivilsenat des Obersten Gerichts hat in eini­
gen Entscheidungen einzelne Bestimmungen des Ge­
nossenschaftsgesetzes und damit das Gesetz als solches 
für anwendbar erklärt. Diese Auffassung kann nicht 
mehr aufrechterhalten werden. Durch die Weiterent­
wicklung der gesellschaftlichen Verhältnisse, vor allem 
durch die Tatsache, daß in den Konsumgenossenschaf­
ten die Grundprinzipien der sozialistischen Wirtschaft 
inzwischen voll wirksam geworden sind, ist das Ge­
nossenschaftsgesetz für diese Genossenschaften über­
holt.

Zu einer gegenteiligen Auffassung kann auch nicht 
die von der damaligen Deutschen Wirtschaftskommis­
sion im Einvernehmen mit dem Präsidenten der ehe­
maligen Deutschen Justizverwaltung erlassene Anord­
nung über die Umwandlung der Konsumgenossen­
schaftsverbände vom 1. Juni 1949 (ZVOB1. S. 473) füh­
ren, die im wesentlichen organisatorischen Charakter 
hatte. Sie ging von dem damaligen Entwicklungsstand 
aus und hatte nur vorübergehende Bedeutung. Zu dem 
qualitativ neuen Inhalt der Konsumgenossenschaften 
nahm sie nicht Stellung.

Die einzige Rechtsquelle für die Regelung aller sich 
aus der Tätigkeit der Konsumgenossenschaften er­
gebenden Beziehungen ist das Musterstatut des VDK, 
das durch den SMAD-Befehl Nr. 176 Rechtsnorm ge­
worden ist. Mit diesem ist gleichzeitig im § 40 Ziff. 1 
die Ermächtigung der Generalversammlung festgelegt, 
Änderungen des Statuts und der Ziele der Genossen­
schaft zu beschließen. Dieses Recht beruht auf dem 
Wesen einer demokratischen Organisation und ent­
spricht dem neuen Charakter der sozialistischen Ge­
nossenschaften.

Dadurch ist garantiert, daß die Statuten dem Stand 
der jeweiligen Entwicklung und den ökonomischen Ge­
gebenheiten angepaßt werden können. Auf dieser 
Grundlage sind auf dem Genossenschaftstag in Leip­
zig am 15. Juni 1955 Änderungen der Statuten des 
VDK beschlossen und von den Konsumgenossenschaften 
durchgeführt worden. Dabei ist u. a. die bisherige Kol­
lektivvertretung in die Einzelvertretung durch jedes 
Vorstandsmitglied im Rahmen seines Arbeitsbereichs 
geändert worden. Ursprünglich sah das Musterstatut 
im § 11 Abs. 1 Satz 2 noch eine Vertretung der Kon­
sumgenossenschaft im Rechtsverkehr mit Dritten durch 
mindestens zwei Vorstandsmitglieder vor. Die Ände­
rung der Vertretungsmacht erfolgte, um das Prinzip 
der Einzelvertretung, wie auch das mit ihm verbun­
dene Prinzip der persönlichen Verantwortung, für die 
Leitung der sozialistischen Betriebe und Einrichtungen 
auch der Arbeit der Konsumgenossenschaften zugrunde 
zu legen.

Auf der 15. Tagung des Genossenschaftsrates des 
VDK sind weitere Änderungen der Musterstatuten be­
schlossen worden. Die gewählte Statutenkommission 
hat den Entwurf über die vorgeschlagenen Änderungen 
allen Mitgliedern zur Diskussion übergeben (veröffent­
licht in der Zeitung „Der Konsumgenossenschafter“ 
vom 13. Juni 1959, Nr. 24), bevor sie vom Genossen­
schaftsrat des VDK auf seiner 2. Tagung am 3. und
4. Dezember 1959 beschlossen und in die Musterstatu­
ten eingefügt worden sind.

Danach werden u. a. die Delegierten zu den jährlich 
stattfindenden Delegiertenkonferenzen nicht mehr nur 
aus den Mitgliedern der Verkaufsstellenausschüsse, 
sondern aus dem Kreise aller aktiven Genossenschafter 
gewählt. Weiter wurde die Bildung eines Genossen­
schaftsrates bei den Konsumgenossenschaften und die 
Wahl des Vorstandes durch den Genossenschaftsrat be­
schlossen, dem der Vorstand unmittelbar rechenschafts­
pflichtig ist.

Auch diese organisatorischen Änderungen drücken 
den vollkommen neuen Charakter und Inhalt der Kon­
sumgenossenschaften aus. Sie zeigen entsprechend den 
Grundsätzen des demokratischen Zentralismus das Be­
streben zur vollkommenen Einbeziehung der Werk­
tätigen in die Leitung der genossenschaftlichen Massen­
bewegung und die Durchsetzung der Forderung nach 
straffer und konzentrierter Leitung.

Das gegenwärtig gültige Musterstatut des VDK und 
die ihm folgenden Statuten der Konsumgenossenschaf­
ten sind auf der Grundlage des erstgenannten Statutes 
gemäß der darin enthaltenen Ermächtigung in den dort 
vorgesehenen Verfahren beschlossen worden. An dem 
normativen Charakter des Musterstatuts hat sich auch 
nichts durch Wegfall der SMAD-Befehle, damit auch 
des Befehls Nr. 176, auf Grund des Staatsvertrages 
vom 20. September 1955 zwischen der Union der Sozia­
listischen Sowjetrepubliken und der Deutschen Demo­
kratischen Republik geändert.

Das Genossenschaftsgesetz ist daher für die in der 
Deutschen Demokratischen Republik bestehenden Kon­
sumgenossenschaften unanwendbar.
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